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Α. Einführung und Problemstellung 

Ι . Vorbemerkung 

Verkehrsberuhigung ist heute in aller Munde. Vor allem Geschwindig-
keitsbeschränkungen stehen derzeit hoch im Kurs. Kein Politiker kann es 
sich in Wahlzeiten leisten, dem Drängen der Bürger nach Geschwindig-
keitsbeschränkungen in Wohnstraßen zu widerstehen1. Dementsprechend 
kündet die Tagespresse beinahe täglich von neuen Maßnahmen der Kom-
munen zur Verkehrsberuhigung. So gibt es allein in Hamburg 644 Tempo-
30-Zonen 2 . Bundesweit sind im Zeitraum vom 01.03.1985 bis zum Frühjahr 
1989 rund 10.000 geschwindigkeitsbeschränkte Zonen innerhalb geschlosse-
ner Ortschaften angeordnet worden3. Der Bayerische Städtetag erwartet, 
daß in absehbarer Zeit etwa dreimal soviele derartige Zonen wie bisher exi-
stieren4. Nicht selten erweisen sich aber die hierzu getroffenen  Entschei-
dungen als zweischneidiges Schwert. Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung 
werden nämlich in aller Regel in Form von Verkehrslenkungsanordnungen 
vorgenommen; Regelungen die zur verminderten Benutzung von Kraftfahr-
zeugen insgesamt führen, bilden die Ausnahme. Verkehrsberuhigung be-
deutet daher meistens Verkehrverdrängung;  Verkehrsverdünnung an der 
einen Stelle hat Verkehrsmehrung an der anderen Stelle zur Folge. Letzt-
endlich ist Verkehrsberuhigung häufig nichts anderes als Umverteilung von 
Verkehr und Verkehrsemissionen durch kommunalpolitische Präferenzent-
scheidungen 5 . Neue Hauptverkehrsstraßen sind an Stelle der alten erforder-
lich, eine reale Verminderung des gesamten Verkehrsaufkommens bleibt 
ein frommer  Wunsch. So kann es kaum verwundern, wenn in diesem 
Zusammenhang Verkehrsberuhigung als "blühender Etikettenschwindel"6 

1 So der Memminger Oberbürgermeister  Ivo Holzinger, zitiert in der SZ Nr. 21 vom 
26.01.1990, S. 21. 

2 ADAC motorweit, Heft 9,1989, S. 54. 
3 Siehe amtliche Begründung zur 10. VO zur Änderung der Straßenverkehrsordnung vom 

09.11.1989, VKB1. 1989, 778 [780]. 
4 So Bericht der SZ Nr. 21 vom 26.01.1990, S. 21. 
5 Steiner in: Blümel, Straße und Umwelt, S. 71 [85]. 
6 Monheim in: Schallschutz im Städtebau, S. 115 [118]. 
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oder "Modetorheit"7 bezeichnet wird. Hinzu kommt, daß verkehrsberuhi-
gende Maßnahmen nicht selten ohne oder mit geringer Bürgerbeteiligung 
von oben quasi über Nacht durch Schildertausch realisiert werden. Dies 
sorgt zum einen für fehlende Akzeptanz bei den Betroffenen  und zweitens 
für ein - zumindest vorübergehendes - Verkehrschaos aufgrund der verän-
derten Verkehrsführung 8. 

Euphorie hinsichtlich verkehrsberuhigender  Regelungen ist demnach trotz 
der sicherlich zu begrüßenden Grundtendenz nicht angebracht, zumal in der 
kommunalen Praxis Verkehrsberuhigung zwar faktisch dauernd vollzogen 
wird, die mit ihr zusammenhängenden rechtlichen Probleme aber noch nicht 
völlig bewältigt sind. Zur Beantwortung der noch offenen  Fragen versucht 
die vorliegende Arbeit einen Beitrag zu leisten. 

IL Begriff,  Ziele, Maßnahmen und Rechtsgrundlagen der 
Verkehrsberuhigung 

1. Begri f f 

Der Begriff  "Verkehrsberuhigung" wird in verschiedenen Zusammenhän-
gen und mit vielfach divergierender Bedeutung verwandt9; einen exakten 
terminus technicus stellt er nicht dar. Inhaltlich geht es bei Verkehrsberuhi-
gung um tatsächliche oder rechtliche Maßnahmen, die dem Ziel der Redu-
zierung oder des Ausschlusses des Individualverkehrs mit Autos in Städten 
oder Gemeinden sowie der Verlangsamung des noch zulässigen Autover-
kehrs dienen10. Als Begriffsdefinition  am griffigsten  erscheint noch die For-
mulierung, wonach Verkehrsberuhigung die Verdrängung des quartierfrem-
den und die Verlangsamung des verbleibenden motorisierten Verkehrs zur 
Erhöhung der Verkehrssicherheit und Verbesserung des Wohnumfeldes 
darstel l t n . Eine präzise Definition des Begriffes  "Verkehrsberuhigung" gibt 
es aber gegenwärtig nicht; stattdessen wird nur eine erläuternde Umschrei-

7 Achterberg, JA 84, 216. 
g 

Vgl. zu solchen Beispielen "geglückter" Verkehrsberuhigung die Berichte über Verkehrs-
beruhigungsmaßnahmen in München in der SZ Nr. 172 vom 29./ 30.07.1990, S. 17 und Nr. 273 
vom 28.11.1989. 

9 Vgl. Brohm, Verkehrsberuhigung in Städten, S. 5; Randelzhofer,  DAR 1987, 237 [238]. 
1 0 Peine, in: HdUR, Bd. II, Sp. 1026. 
1 1 So die Forschungsgesellschaft  für Straßen- und Verkehrswesen (Hrsg.), Empfehlungen 

zur Verkehrsberuhigung in Wohngebieten, 1981, S. 7; dieser Formulierung folgend Randelz-
hofer,  DAR 1987, 237 [244]; Braam, Stadtplanung, S. 241. 
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bung des Typus geliefert 12. Diese ist am einfachsten mittels einer kurzen 
Skizzierung der mit Verkehrsberuhigung verfolgten Ziele und der sie reali-
sierenden Maßnahmen anschaulich zu machen. 

2. Ziele 

Verkehrsberuhigung zielt in erster Linie auf eine Verbesserung der Ver-
hältnisse im Stadtverkehr. Ohne auf die widersprüchlichen Meinungen im 
einzelnen einzugehen13, muß man grundsätzlich von einer umfassenden 
Zielsetzung der Verkehrsberuhigung ausgehen. Sie dient nicht nur der Ver-
kehrssicherheit, sondern auch den Belangen des Städtebaus14. Im einzelnen 
lassen sich folgende Ziele aufführen 1 5 : 

a) Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 

- Verbesserung der Verkehrssicherheit (Verringerung der Fahrgeschwin-
digkeit und der Fahrzeugdichte) 

- Bündelung des Verkehrs (Verringerung des Durchgangsverkehrs in den 
verkehrsberuhigten Zonen, Vermeidung von Fremdparkern) 

- Verbesserung des Verkehrsflusses  und der Bewegungsfreiheit  von Fuß-
gängern und Radfahrern 

- Neuorientierung bei der Verkehrsmittelwahl (Steigerung der nicht-
motorisierten Verkehrsteilnahme und Übergang auf öffentliche 
Verkehrsmittel) 

b) Verbesserung des Wohnumfeldes 

- Rückgewinnung der sozialen Funktion der Straße (=wichtigstes Ziel bei 
der Verbesserung des Wohnumfeldes) 

- Reduzierung der Abgas- und Lärmbelastungen 

1 Vgl. zu weiteren Begriffsbestimmungsversuchen:  Niedersächsischer Sozialminister 
(Hrsg.), Erfahrungen,  Feststellungen und Empfehlungen zur Verkehrsberuhigung in Wohn-
gebieten, Berichte zum Städtebau und Wohnungswesen, Heft 1, S. 5; Brohm, Verkehrs-
beruhigung im Städtebau, S. 4. 

1 3 Vgl. dazu Walprecht, Einleitung, in: Walprecht, Verkehrsberuhigung in Gemeinden, S. 1 
ff;  Pfundt/Meewes/Maier,  in: Walprecht, Verkehrsberuhigung in Gemeinden, S. 17 ff. 

1 4 Randelzhofer,  DAR 1987, 237 [238]; Brohm, Verkehrsberuhigung in Städten, S. 6. 
1 5 Siehe hierzu: Brohm, Verkehrsberuhigung in Städten, S. 6 ff;  Monheim, in: Schallschutz 

im Städtebau, S. 115; Steiner, Rechtliche Aspekte, S. 2; Schütte, Verkehrsberuhigung im 
Städtebau, S. 72 ff;  Winnemöller, in: Walprecht, Bd. 2, S. 117 [119]; Braam, Stadtplanung, S. 
241; Randelzhofer,  DAR 1987, 237 [239]; Kulartz, Städte- und Gemeindebund 1985, 343 f; 
Bouska, DAR 1987, 97 f. 


